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Artikel 110 AEUV Die internen Politiken und Maßnahmen der Union
sie, ungeachtet der Herkunft dieser Auskünfte“ diese von Amts wegen prüfen (Art. 12
Abs. 1 S. 1). Jede nach Art. 24 Abs. 2 eingelegten Beschwerde von Beteiligten hat sie ohne
ungebührliche Verzögerung zu prüfen Art. 12 Abs. 1 S. 2). Sie kann von dem betreffenden
Mitgliedstaat Auskünfte, gegebenenfalls durch Anordnung zur Auskunftserteilung, verlan­
gen (Art. 12 Abs. 1 und 3), Anordnungen zur Aussetzung und unter bestimmten Voraus­
setzungen zur einstweiligen Rückforderung erlassen (Art. 13) und bei Nichtbefolgung
einer Aussetzungs- oder Rückforderungsanordnung den EuGH um Feststellung einer Ver­
tragsverletzung ersuchen (Art. 14). Die Prüfung ist mit einer der Entscheidungen des Art. 4
Abs. 2 bis 4 (s. oben) abzuschließen (Art. 15 Abs. 1) und im Falle der Eröffnung des förm­
lichen Prüfverfahrens mit einer Entscheidung nach Art. 9 (s. oben). Bei Negativentschei­
dungen ist eine Rückforderungsentscheidung mit Verzinsung zu treffen (Verjährungsfrist
-unterbrechbar-: 10 Jahre ab erstmaliger Gewährung der rechtswidrigen Beihilfe, Art. 17),
sofern dies nicht gegen einen allgemeinen Grundsatz des Unionsrechts verstoßen würde
(Art. 16).
12 d) Verfahren bei missbräuchlicher Anwendung von Beihilfen. Bei missbräuchlicher An­
wendung von Beihilfen kann die Komm, das förmliche Prüfverfahren eröffnen (Art. 20).
13 e) Verfahren bei bestehenden Beihilferegelungen. Für die Überprüfung bestehender Beihil­
feregelungen gilt das Verfahren der Art. 21 bis 23. Kommt danach die Komm, zu dem
Schluss, dass die bestehende Beihilferegelung mit dem Binnenmarkt nicht oder nicht mehr
vereinbar ist, kann sie dem Mitgliedstaat insbesondere vorschlagen, die Beihilferegelung
inhaltlich zu ändern, Verfahrensvorschriften einzuführen oder die Beihilferegelung abzu­
schaffen (Art. 22). Stimmt der Mitgliedstaat den vorgeschlagenen Maßnahmen nicht zu.
kann die Komm, das förmliche Prüfverfahren einleiten (Art. 23 Abs. 2).
14 3. Die Durchführungs-VO 794/2004 der Kommission. Die auf die Ermächtigung des
Art. 27 der VO 794/1999 gestützte Durchführungs-VO 794/2004 der Kommission be­
inhaltet Durchführungsbestimmungen zu Form, Inhalt und anderen Einzelheiten der An­
meldungen, zu den Einzelheiten und zur Berechnung der Fristen (Art. 8) sowie zu den Zin­
sen (Art. 9-11). Anhang I enthält das ausführliche Standardformular für die Anmeldung
staatlicher Beihilfen gemäß Art. 88 Abs. 3 EGV (jetzt Art. 108 Abs. 3 AEUV) und für An­
gaben zu rechtswidrigen Beihilfen,  Anhang II das Anmeldeformular für das vereinfachte
Verfahren,   Anhang III Standardformulare für bestehende staatliche Beihilfen (allgemei­
nes Formular, spezielle Formulare für die Landwirtschaft und den Fischcreisektor)-1’ und
Anhang IV das Formular für Beschwerden über mutmaßlich rechtswidrige Beihilfen oder




18 ABI. 2004 L 140/7-128.
19 ABI. 2004 L 140/129.
20 ABI. 2004 L 140, 130-133.




Artikel 110 (ex-Artikel 90 EGV) [Diskriminierungsverbot]
Die Mitglicdstaaten erheben auf Waren aus anderen Mitglicdstaaten weder unmittelbar
noch mittelbar höhere inländische Abgaben gleich welcher Art, als gleichartige inländische
Waren unmittelbar oder mittelbar zu tragen haben.
Die Mitgliedstaaten erheben auf Waren aus anderen Mitgliedstaaten keine inländischen
Abgaben, die geeignet sind, andere Produktionen mittelbar zu schützen.
I. Entwicklung und systematischer Zusammenhang
1 1. Entstehung der Norm. Die Bestimmung entspricht Art. 90 EGV und korrespondiert mit
Art. 111-170 Abs. 1 EVV.
Diskriminierungsverbot Artikel 110 AEUV
2. Diskriminierungsverbote für das nationale Abgabenrecht. Die Norm beschränkt die 2
Steuerhoheit der Mitgliedstaaten, ohne eine solche der Union zu begründen. Mit Blick auf
die Herstellung eines Binnenmarktes nach Art. 3 Abs. 3 EUV normiert Art. 110 in Ergän­
zung insbesondere der Vorschriften über die Zollunion verschiedene Diskriminierungsver­
bote, um den freien Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Im Ein­
zelnen enthält Abs. 1 ein Diskriminierungsverbot für indirekte Steuern, das von Abs. 2
auch auf einen etwaigen Substitutionswettbewerb erstreckt wird. Für die indirekten Steu­
ern verliert die Bestimmung in dem Maße an Bedeutung, in dem sie nach Maßgabe des
Art. 113 AEUV harmonisiert werden. Mir einer vollständigen Harmonisierung ist in naher
Zukunft indes nicht zu rechnen.
II. Bedeutung der Norm
1. Anwendungsbereich der Norm. Der Anwendungsbereich des Art. 110 erstreckt sich in 3
sachlicher Hinsicht nur auf Waren, in räumlicher Hinsicht nur auf den Binnenverkehr zwi­
schen den Mitgliedstaaten, nicht aber auf den unmittelbaren Handel mit Drittstaaten und
in personeller Hinsicht primär auf die Mitgliedstaaten, darüber hinaus auch auf die Orga­
ne der Union.1
1 Vgl. EuGH, Rs 15/81, Schul, Slg 1982, 1409 Rn. 21; Rs C-166/98, Socridis, Slg 1999,
1-3791 Rn. 13-21; CR/Waldhoff, Art. 110 AEUV Rn. 8 ff.
2 Vgl. nur EuGH, Rs 94/774, IGAV, Slg 1975, 699; Rs C-355/00, Slg 2003,1-5263.
3 Für eine Qualifizierung als allgemeines Beschränkungsverbot Beul, IStR 2010, 718; ableh­
nend CR/Waldhoff, Art. 110 AEUV Rn. 17.
4 EuGH, Rs78/76, Steinicke/Deutschland, Slg 1977, 595 Rn.25 ff.
5 EuGH, Rs50/85, Schloh, Slg 1986, 1855 Rn.21 ff.; Rs35/76, Simmenthal, Slg 1976, 1871
Rn. 43/45; Rs 46/76, Bauhuis, Slg 1977, 5 Rn. 22/25.
6 EuGH, Rs20/76, Schöttle, Slg 1977, 247 Rn. 16.
7 EuGH, Rs 45/75, Rewe, Slg 1976, 181 Rn. 12; Rs 106/84, Kommission/Dänemark,
Slg 1986, 833 Rn. 15; RsC-101/00, Tulliasiamies und Siilin, Slg2002,1-7487 Rn.56.
8 EuGH, Rs 55/79, Kommission/Irland, Slg 1980, 481 Rn. 8; Rs. C-68/96, Grundig Italiana,
Slg 1998,1-3775 Rn. 13.
9 EuGH, Rs 15/81, Schul, Slg 1982, 1409 Rn. 31 ff.; Rs C-120/88; Kommission/Italien,
Slg 1991,1-621 Rn. 6.
10 EuGH, Rs 302/00, Kommission/Frankreich, Slg 2002,1-2055.
Art. 110 wird vom Diskriminierungsverbot für staatliche Handelsmonopole nach Art. 37 4
AEUV verdrängt, ist seinerseits lex specialis gegenüber dem allgemeinen Diskriminie­
rungsverbot nach Art. 18 AEUV und steht in einem strengen Alternativverhältnis zum Ver­
bot von Zöllen oder Maßnahmen gleicher Wirkung nach Art. 34 AEUV.2 3
2. Diskriminierungsverbot für indirekte Steuern, Abs. 1. Abs. 1 enthält ein Verbot, Waren 5
aus anderen Mitgliedstaaten durch die Erhebung von Abgaben gegenüber gleichartigen in­
ländischen Waren zu diskriminieren? Der Begriff „inländische Abgaben“ ist ausweislich
seiner Umschreibung „gleich welcher Art“ weit auszulegen und umfasst indirekte Steuern
auf Waren wie Umsatzsteuern oder Verbrauchssteuern, Beiträge4  5 und Gebühren.' Mittel­
bare Abgaben wie etwa eine nach Strecke und Gewicht berechnete Straßengüterverkehrs­
steuer6 789 werden ebenfalls erfasst. Vergleichsmaßstab zur Feststellung der Diskriminierung
sind gleichartige inländische Waren. Gleichartig sind Waren, die auf der gleichen Produk­
tion- und Vertriebsstufe in den Augen des Verbrauchers gleiche oder ähnliche Eigenschaf­
ten haben und denselben Bedürfnissen dienen. Die Diskriminierung wird mit einem Be­
lastungsvergleich festgestellt, bei dem sowohl der Steuersatz als auch die Bemessungs­
grundlage der Steuer und die Modalitäten ihrer Erhebung auf jeder Produktions- oder
Handelsstufe zu berücksichtigen sind? Weil Doppelbesteuerungen unzulässig sind, sind
insbesondere auch die bereits im Herkunftsland gezahlten Abgaben zu berücksichtigen?
Mittelbare Diskriminierungen, die immer dann vorliegen, wenn eine Abgaben regel ung
zwar formell unterschiedslos gilt, faktisch aber inländische Produkte privilegiert,10 sind
ebenfalls verboten. Allerdings liegt keine mittelbare Diskriminierung vor, wenn die Abga-
Ross: 685
Artikel 111 AEUV Die internen Politiken und Maßnahmen der Union
be nicht nach der Herkunft der Ware, sondern nach objektiven Kriterien differenziert und
legitime wirtschaftliche oder soziale Zwecke verfolgt.1 1
11 Vgl. bspw. EuGH, Rs 148/77, Hansen, Sig 1978, 1787 Rn. 16 ff.; Rs 252/86, Bergandi,
Sig 1988, 1343 Rn. 30.
12 EuGH, Rs 27/74, Demag AG, Sig 1974, 1037 Rn. 9; Rs 142/77, Statens Kontrol, Sig 1978,
1543 Rn.36.
13 CR/Waldhoff, Art. 110 AEUV Rn. 18 mwN.
14 EuGH, Rs 170/78, Kommission/Vereinigtes Königreich, Sig 1980, 417 Rn. 10.
15 EuGH, Rs 319/81, Kommission/Italien, Sig 1983, 601 Rn. 16.
16 GKK/Khan, Art. 110 AEUV Rn.25; Streinz/Kamann, Art. 110 AEUV Rn. 28.
1 Vgl. EuGH, Rs 15/81, Schul, Sig 1982, 1409 Rn. 21; Rs C-166/98, Socridis, Sig 1999,
1-3791 Rn. 13-21; CR/Waldhoff, Art. 110 AEUV Rn. 8 ff.
2 Vgl. nur EuGH, Rs 94/74, IGAV, Sig 1975, 699; Rs C-355/00, Sig 2003, 1-5263.
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6 Über seinen Wortlaut hinaus erstreckt sich das Diskriminierungsverbot auch auf die Belas­
tung durch Abgaben bei der Ausfuhr inländischer Waren in andere Mitgliedstaaten.12
7 3. Protektionsverbot, Abs. 2. Für den Fall, dass gleichartige inländische Waren als Ver­
gleichsmaßstab nicht vorhanden sind, erweitert Abs. 2 das Diskriminierungsverbot auf ein
umfassendes Protektionsverbot: Inländische Abgaben sollen nicht zum Schutz eines Sub­
stitutionswettbewerbs missbraucht werden. Ein Substitutionsverhältnis zwischen zwei
Produkten ist gegenüber deren Gleichartigkeit dadurch gekennzeichnet, dass die Funktio­
nen der Produkte aus Verbrauchersicht zwar nicht in jeder, jedoch in bestimmter Hinsicht
gleich sind13 wie beispielsweise bei Bier und Wein in Großbritannien14  15 oder bei Brannt­
wein und Whisky in Italien." Ob die inländische Abgabe zum Schutz eines Substitutions­
wettbewerbs geeignet ist, ist durch Abwägung aller wirtschaftlichen Umstände festzustel­
len.16
Artikel 111 (ex-Artikel 91 EGV) [Rückvergütung bei Ausfuhren]
Werden Waren in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ausgeführt, so darf die Rückver­
gütung für inländische Abgaben nicht höher sein als die auf die ausgeführten Waren mit­
telbar oder unmittelbar erhobenen inländischen Abgaben.
I. Entwicklung und systematischer Zusammenhang
1 1. Entstehung der Norm. Die Bestimmung entspricht Art. 91 EGV sowie Art. III-170
Abs. 2 EW .
2 2. Privilegierungsverbot. Die Norm bestimmt ein Privilegierungsverbot für Rückvergütun­
gen indirekter Steuern. Sie verliert in dem Maße an Bedeutung, in dem diese Steuern nach
Maßgabe des Art. 113 AEUV harmonisiert werden. Mit einer vollständigen Harmonisie­
rung ist in naher Zukunft indes nicht zu rechnen.
II. Bedeutung der Norm
3 1. Anwendungsbereich der Norm. Der Anwendungsbereich des Art. 111 erstreckt sich in
sachlicher Hinsicht nur auf Waren, in räumlicher Hinsicht nur auf den Binnenverkehr zwi­
schen den Mitgliedstaaten, nicht aber auf den unmittelbaren Handel mit Drittstaaten, und
in personeller Hinsicht primär auf die Mitgliedstaaten, darüber hinaus auch auf die Orga­
ne der Union.1
4 Art. 1 11 wird vom Diskriminierungsverbot für staatliche Handelsmonopole nach Art. 37
AEUV verdrängt, ist seinerseits lex specialis gegenüber dem allgemeinen Diskriminie­
rungsverbot nach Art. 18 AEUV und steht in einem strengen Alternativverhältnis zum Ver­
bot von Zöllen oder Maßnahmen gleicher Wirkung nach Art. 34 AEUV.2
5 2. Privilegierungsverbot für Rückvergütungen. Rechtstechnisch als Privilegierungsverbot
ausgestaltet, in seinen Rechtswirkungen jedoch einem Diskriminierungsverbot entspre­
chend, verbietet der ebenfalls unmittelbar anwendbare Art. 111 die Verfälschung des
Wettbewerbs durch eine überhöhte Rückvergütung inländischer Abgaben bei der Ausfuhr
Steuerausgleich bei direkten Steuern Artikel 112 AEUV
von Waren in andere Mitgliedstaaten. Während das Diskriminierungsverbot nach Art. 110
AEUV eine Marktverzerrung zulasten ausländischer Waren durch eine steuerliche Un­
gleichbehandlung auf dem inländischen Markt zu verhindern sucht, zielt das Privilegie­
rungsverbot nach Art. 111 auf den Schutz ausländischer Märkte vor Wettbewerbsverzer­
rungen durch steuerliche Subventionierung einheimischer Waren. Es konkurriert insofern
mit dem von Art. 107 AEUV umfassten Verbot von Exportbeihilfen, gilt im Unterschied
zu diesem aber absolut: Ausnahmen sind nicht vorgesehen.3
3 Zu Einzelheiten vgl. Schwarze/Stumpf, Art. 111 AEUV Rn. 5 ff.
4 Ebenso Streinz/Kamann, Art. 111 AEUV Rn. 9 mwN.
5 Vgl. aber insbes. EuGH, Rs 45/64, Kommission/Italien, Slg 1965, 1140; Rs 127/75, Bobie
Getränkevertrieb, Slg 1976, 1079; Rs C-152/89, Kommission/Luxemburg, Slg 1991, 1-3141
Rn. 36.
6 GHN/Seiler, Art. 111 AEUV, Rn. 10, regt eine Streichung der Norm an.
1 Vgl. EuGH, Rs 15/81, Schul, Slg 1982,'1409 Rn. 21; Rs C -166/98, Socridis, Slg 1999,1-3791
Rn. 13-21; CR/Waldhoff, Art. 110 AEUV Rn. 8 ff.
Art. 111 verbietet nicht jede, sondern nur überhöhte Rückvergütungen. Unter Verletzung 6
des Art. 111 geleistete Rückvergütungen sind von den Mitgliedstaaten zurückzufordern.4 56
Die Bedeutung des Privilegierungsverbots war schon in der Vergangenheit gering/ wird 7
mit zunehmender Harmonisierung der indirekten Steuern weiter abnehmen und mit einer
Umstellung auf das Ursprungslandprinzip vollständig entfallen.*’
Artikel 112 (ex-Artikel 92 EGV) [Steuerausgleich bei direkten Steuern]
Für Abgaben außer Umsatzsteuern, Verbrauchsabgaben und sonstigen indirekten Steuern
sind Entlastungen und Rückvergütungen bei der Ausfuhr nach anderen Mitgliedstaaten
sowie Ausgleichsabgaben bei der Einfuhr aus den Mitgliedstaaten nur zulässig, soweit der
Rat sie vorher auf Vorschlag der Kommission für eine begrenzte Frist genehmigt hat.
I. Entwicklung und systematischer Zusammenhang
Die Bestimmung entspricht Art. 92 EGV und korrespondiert mit Art. III-170 Abs. 3 EVV. 1
Sie statuiert ein Kompensationsverbot für direkte Steuern. 2
II. Bedeutung der Norm
1. Anwendungsbereich der Norm. Der Anwendungsbereich des Art. 112 erstreckt sich in 3
sachlicher Hinsicht nur auf Waren, in räumlicher Hinsicht nur auf den Binnenverkehr zwi­
schen den Mitgliedstaaten, nicht aber auf den unmittelbaren Handel mit Drittstaaten, und
in personeller Hinsicht primär auf die Mitgliedstaaten, darüber hinaus auch auf die Orga­
ne der Union.1
2. Inhalt der Norm. Art. 112 stellt implizit klar, dass Art. HO AEUV und Art. 11 1 AEUV 4
nur auf indirekte Steuern anwendbar sind, und normiert für direkte Steuern ein Kompen­
sationsverbot unter Genehmigungsvorbehalt. Wie indirekte Steuern können auch direkte
Steuern als faktorbezogene Abgaben auf die Produktpreise abgewälzt werden, im Unter­
schied zu jenen lässt sich der Steueranteil des Preises aber rechnerisch kaum ermitteln. Die
von Art. 110 AEUV und Art. 111 AEUV vorgesehenen Instrumente eines Diskriminie-
rungs- bzw. Privilegierungsverbotes sind zur Verhinderung der Wettbewerbsverfälschung
insofern nicht geeignet. Stattdessen normiert Art. 112 ein grundsätzliches Kompensations­
verbot. Der Genehmigungsvorbehalt soll unbillige Härten für Staaten, die sich überwie­
gend durch direkte Steuern finanzieren, vermeiden helfen. Nicht zuletzt wegen der hohen
prozessualen und den damit einhergehenden politischen Hürden ist er aber bislang nicht
genutzt worden.
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Artikel 113 AEUV Die internen Politiken und Maßnahmen der Union
Artikel 113 (ex-Artikel 93 EGV) [Harmonisierung der indirekten Steuern]
Der Rat erlässt gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des
Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses einstimmig die Be­
stimmungen zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften über die Umsatzsteuern, die Ver­
brauchsabgaben und sonstige indirekte Steuern, soweit diese Harmonisierung für die Er­
richtung und das Funktionieren des Binnenmarkts und die Vermeidung von Wettbewerbs­
verzerrungen notwendig ist.
I. Entwicklung und systematischer Zusammenhang
1 1. Entstehung der Norm. Die Bestimmung knüpft an Art. 93 EGV an. Sie korrespondiert
mit Art. III-171 EW .
2 2. Harmonisierung der indirekten Steuern. Während Art. 110-112 AEUV eine unter­
schiedliche Besteuerung in den Mitgliedstaaten voraussetzen und nur deren Folgen zu mil­
dern versuchen, zielt Art. 113 auf eine Harmonisierung mitgliedstaatlicher Steuervor­
schriften und damit auf einen Binnenmarkt ohne Steuergrenzen. Sie normiert zu diesem
Zweck eine gegenüber Art. 114 AEUV und Art. 115 AEUV spezielle Rechtsangleichungs­
ermächtigung für den Bereich der indirekten Steuern. Direkte Steuern können uU nach
Art. 115 AEUV harmonisiert werden.’
II. Bedeutung der Norm
3 1. Anwendungsbereich. Die Ermächtigung bezieht sich gegenständlich nur auf indirekte
Steuern, die wie in Art. 112 AEUV zu bestimmen sind.   Um fänglich ist die Ermächtigung
auf eine Harmonisierung beschränkt, die zwar begrifflich von einer Vereinheitlichung un­
terschieden werden kann, sich einer solchen in Form der Vollharmonisierung aber gleich­
wohl annähert.’ Funktional wird die Harmonisierungsermächtigung durch die Ausrich­
tung auf das Binnenmarktziel begrenzt. Diese seit den Urteilen des EuGH zur Tabakwer­
berichtlinie  und zur Übermittlung von Fluggastdaten  verstärkt zu beachtende Vorausset­
zung verlangt, dass die Harmonisierung nach objektiven, gerichtlich nachprüfbaren Um­
ständen, insbesondere nach ihrem Ziel und ihrem Inhalt, tatsächlich auf die Beseitigung
von Hemmnissen für die Grundfreiheiten und sich daraus ergebenden spürbaren Wettbe­
werbsverzerrungen ausgerichtet ist. Die Ausrichtung auf das Binnenmarktziel unterstreicht




4 2. Rechtsformen. Anders als Art. 111-171 EW , der die möglichen Rechtsformen der Steu­
erharmonisierung auf das Europäische Gesetz und das Europäische Rahmengesetz des Ra­
tes beschränkte, ermächtigt Art. 113 wie schon Art. 93 EGV unspezifisch zum Erlass von
„Bestimmungen“. In der Vergangenheit sind die meisten Harmonisierungsbestimmungen
in Form von Richtlinien ergangen.
5 Die Union ist beim Erlass ihrer Harmonisierungsmaßnahmen an die Diskriminierungsver­
bote der Art. 110-112 AEUV gebunden (s. —♦ AEUV Art. 110, 111, 112 jeweils Rn. 4).
6 3. Verfahren. Entgegen den Vorstellungen des Art. 111-62 EW /KonvE hält Art. 113 an
dem schon von Art. 93 EGV vorgesehenen Verfahren fest, nach dem Steuerharmonisie­
rungsmaßnahmen auf Vorschlag der Kommission einstimmig vom Rat beschlossen werden
müssen. In diesem Verfahren kommt die besondere Zurückhaltung der Mitgliedstaaten
zum Ausdruck, ihre zu den Kernbereichen nationaler Souveränität zählende Steuerhoheit
für Rechtsetzungsbefugnisse der Union zu öffnen.
1 Vgl. hierzu Streinz/Kamann, Art. 113 AEUV Rn. 27 ff.; Schwarze/Stumpf, Art. 113 AEUV
Rn. 34 ff.
2 Ebenso Srreinz/Kamann, Art. 113 AEUV Rn. 3; offen GHNTVoß, Art. 113 AEUV Rn. 4 ff.;
aA GKK/Khan, Art. 113 AEUV Rn. 5.
3 Zum Umfang der Harmonisierung Schwarze/Stumpf, Art. 113 AEUV Rn. 5.
4 EuGH, Rs 376/98, Deutschland/Parlament u. Rat, Slg 2000,1-8419 Rn. 96 ff.
5 EuGH, verb. Rs 317/04 u. 318/04, Parlament/Rat u. Kommission, Slg 1-2006, 4721, ins-
bes. Rn. 67 ff.
6 Vgl. CR/Waldhoff, Art. 110 AEUV Rn. 2; OCN, § 35 Rn. 42.
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